



| 


DENDESRAT III. Wahlperiode / 7.Sitzung. 


es 
SAARGEBIETES. 2. Sitzungsperiode 1929. 


Stenographischer Bericht 
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über die am Dienstag,den 28.uai 1929 im Neuen 
Sıtzungssaale des Kathauses der Stadt Saarbrücken 
stattgefundene Vollversammlung des Landesrates. 


Vorsitzender Scheuer: lleine Herren! Ich eröffne die Sitzung 
(9 Uhr 35 Minuten). 


Die Regierungskommission ist vertreten durch: 


Herrn Ministerial-Direktor Kuchenbecker,als Staatskommissar 
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Von den lütsliedern fehlen entschuldist die Herren: 





Palm (Z)-Saarbrücken; Reichard (Dntl.V.P. )-Searbrücken; 
Kommerzienrat Dr. h.c. Hermann Röchling (DSV)-Völklingen. 


Die 


3 PwoZ 


—— | ——— | | (Ä — min jun u | a ne u ——  — ii — | 
—— —— ni mn in ni ui — — ——— u u u wu ni u m u 





4 


liest Ihnen vor, sie lautet: 


I. Bildung der Kommissionen; 
Il. Begutachtung der Verordnungsentwürfe betr.: 
1) Regelung des \lohnungswesens; 


2) Verbot der Verwendung von \iechseln im 
Gewerbebetrieb im Umherziehen. 
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Vorsitzender: Das "ort zur Geschäftsordnung hat Herr Abeeord- 
. neter Daub! & 


Abe. Daub (KP): Meine Herren! Ich stelle den jnireh, daß wir 
e 


als ersten Punkt der Tagesordnung die Vorfä in Berlin 
am l.\lai besprechen. 


( Lachen ) 


Wir haben ein Interesse daran die Vorfälle zu besprechen, | 


weil wir uns als einen Bestandteil des Deutschen Reiches 
betrachten. | 


Vorsitzender: Ich darf dazu bewerken, daß wir in der Fraktions- 
führerbesprechung darüber einig geworden sind, daß zuerst 
die EAE Bor IANBE erledigt wird, und daran anschließend 
Anfragen und Anträge der Parteien, die nicht wit der 
Tagesordnung zusammenhängen. 





Das ort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeord- 
neter Reinhara! 


Abg.Reinhard (KP): In der Fraktionsführerbesprechung wurde von 
der Kommunistischen Fraktion darauf hingewiesen, daß die- 
ser Punkt zur Debatte gestellt wird. Es konnte keine 
Einigung herbeigeführt werden und vom Vorsitzenden wurde 
darauf aufmerksam gemacht, daß sich die Farteien darüber 
einigen müßten. Daraus geht hervor, daß sich das Plenum 
darüber schlüssig werden muß. Ich ersuche den Vorsitzen- 

en, eine Abstimmune über diesen Anträg herbeizuführen. 
Sollte aber die lichrheit des Hauses mit der Beratung 
einverstanden sein, dann würden wir uns auch so damit 
einverstanden erklären. 
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Vorsitzender: Meine Herren! fir haben bis jetzt immer so ver- 
fahren, daß zuerst die Tagesordnung erledigt wurde und 
dann anschließend die Anträge _usw., die nicht mit der 
Tagesordnung zusammenhängen. Ich frage Sie,ob wir weiter 
so verfahren sollen. | | 

f “er dafür ist, daß wir so verfahren wie bisher, 
möge die land erheben.- Dafür stimut die Wehrheit.- 








Damit treten wir in die Tagesordnung ein. Wir 
kommen zu Punkt 1 derselben betr.: 
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BILDUNG der KOVillISsSsIuNEN. 
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Es ist vorgeschlagen, die Kommissionen in der bisherigen 
Besetzung bestehen zu lassen. Wenn sich kein Widerspruch 
erhebt, ist der erste Punkt erledigt. 


Za Punkt 2 der lagesordnung betr.: 
BEGUTACHTUNG der VERORDNUNGSENTNÜRFE 
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a) Regelung des ohnungswesens 


wird vorgeschlagen, die Vorlage in die 3.und 5. Kommissionl 


> 
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zu verweisen. Widerspruch erhebt sich nicht; ich stelle 
hr kinverständnis fest. 
Ich schlage vor, am nächsten EISEUGE mit der 
Kommissionsberatung zu beginnen. Auch hier stelle ich 
hr Einverständnis fest. 


b) Verbot der Verwendung von Wechseln im 
Gewerbebetrieb im Umherziehen. 


Es ist im Interesse der Vorlage gelegen, diese möglichst 
sofort zu verabschieden. 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Becker! 


Abg.Becker (2): Meine Herren! Ich darf namens der Zentrunsfrak- 
tion erklären, daß wir der Verordnung zustimmen und daß 
es wünschenswert ist, daß dieses Verbot der \!echselausgabe 
beim Hausiergeschäft möglichst bald in Kraft tritt. 

"ir bedauern, daß es nicht Baer sewesen 1St, 
auch zivilrechtlich die Wechselgeschäfte zu bekänpfen. 
Nach diesem Gesetz tritt lediglich eine strafrechtliche 
Verfolgung ein, wenn ein Wechsel im Hausiergeschäft gege- 
ben wird. Man hat theoretisch erst die Möglichkeit einzu- 
schreiten, wenn das Kind bereits in den Brunnen gefallen 
1st, und dann lassen sich meist die Folgen für dıe betei- 
ligten Kreise nicht mehr abwenden. Um ihnen ein Bild davon 


zu geben, wie notwendig es ur ERS LEN hier einzuschrei- 


ten, mögen Sie daraus ersehen, daß in einem kleinen Urte 
an der Nordgrenze des »aargebıietes Forderungen in Höhe 
von etwa 150 000 Franken bei Hausierern laufen und diese 
zum größten leil in Wechseln. VWenn nun auch die Hausierer 
bestraft worden wären, wäre die Forderung doch bestehen 
geblieben. lian darf gleichzeitig auch die Hoffnung aus- 
sprechen, daß unsere Rechtsprechung sich mehr wie bisher 
in diesen besonderen Fällen des geschädigten Käufers an- 
nimmt. In fast allen Fällen sind diese Bestellungen der 
ahnungslosen Hausfrauen höher,als das NMonats-Einkommen 
des Mannes. In Saarbrücken sind mir Urteile zu Uhren ge- 
kommen, wonach den betreffenden Käufern Kechtshilfe nicht 
gewährt worden ist. Vielleicht liegt es auch daran, daß 
nicht der richtige Rechtsanwalt zugezogen worden war. In 
Deutschland sind in letzter Zeit Urteile gefällt worden 
zugunsten des Haushaltungsvorstandes, wenn die Frau über- 
mäßig hohe Bestellungen gemacht hatte, die das llonatsein- 
kommen des \annes überstiegen. Sie hatte dadurch die ihr 
zustehende Schlüsselgewalt überschritten, die Gerichte 
haben zu Gunsten des khemannes entschieden. | 

Es gibt im Saargebiet zweierlei Hausiergewerbe. 
Wir haben zunächst ein sehr altes Hausiergewerbe ‚Leute ‚die 
ihr Geschäft anständig una ordentlich betreiben. Der Hau- 
sierhandel ist außerdem der einzige Erwerbszweig für viele 
Invaliden und Pensionäre des Saargebietes. 

Daneben ist im Saargebiet seit etwa_1920 aber 
eine Sorte Hausierer aus dem Üsten zugezogen. Erst seit- 
dem diese Sorte von Hausierern ihre Tätigkeit ausübt, sind 
die Klagen aufgetaucht, die sich immer mehr verstärkt ha- 
ben.Eks ist heute noch unbegreiflich, wie diese Leute so 
schnell im Saargebiet festen Fuß gefaßt haben. Man muß 
sich aber darüber wundern,daß es möglich war, daß diese 
Hausierer so ohne weiteres im Saargebiet die Saareinwoh- 
nerschaft bekommen haben. Es ist für einen anständigen 
Deutschen recht schwer, das wissen Sie wohl alle ,die Saar- 
einwohnerschaft zu bekommen. Aber diese Leute haben in 

anz kurzer Zeit die vaareinwohnerschaft erhalten. Ich 

abe bereits vor 6 Jahren im Landesrat darauf hingewiesen, 
daß in der Polizei merkwürdige Zustände bestehen. Wie al- 
les, was der landesraät bekanntlich gesagt hat, sind diese 
meine Ausführungen nicht beachtet worden. Ohne daß ich 
einem loten zu nahe treten möchte- Herr Dörfert ist ja 
inzwischen gestorben-, muß ich doch sagen,daß unter Sui- 
ner Protektion und unter der Oberhoheit des Herrn Adler 
und des Herrn Rollin diesen Leuten in ganz kurzer Zeit 
die Saareinwohnerschaft verliehen worden ist. Ich glaube, 


wenn 
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wenn man heute noch eine Prüfung über die Hechtmäßiekeit 
vornehmen würde, so würde manches Strafverfahren anhängig 
Pema met werden können und wir würden dann wohl recht ?jole 
ästige Ausländer ausweisen können. Hier ist der Hebel, 
an dem die hegierungskommission ansetzen muß. Das Saar- 
ebjet hätte dann Ruhe vor manchem Blutsauger und viele 
emilienväter würden weniger ins Unglück gestürzt werden. 
Die Regierungskomnmission oder die betreffende Abteilung 
der Hegierungskomuission muß sich die Bewerber um einen 
arme Pieschein sehr genau ansehen. Ich glaube ‚wenn 
das mehr geschehe und wenn da bei der Auswahl mehr Sorg- 
falt beobachtet würde, dann könnten wir vielleicht schon 
in l oder 2 Jahren dieses Gesetz wieder als überflüssige 
aufheben. Vor allem muß Grundgesetz sein, daß ein Auslän- 
der, sei es auch, daß er auf geradem oder krunmmen jiege 
die Saareinwohnereisenschaft bekommen hat, einen Wander- 
gewerbeschein nur dann erhalten darf, wenn in dem betref- 
fenden Lande, aus dem der Ausländer stamnt, die Gegensei- 
Aue! verbürgt ist. Ich glaube, wohl sagen zu können, 
daß das ee mit Polen keinen Gegenseitickeitsver- 
trag hat. Aber ebensowenig hat das Saargebiet mit Frank- 
reich einen derartigen Gegenseitigkelitsvertrag. 

In diesem Zusammenhange muß ich auch meinc 
alte Klage wiederholen, daß Reiselegitimationen für Ge- 
schäftsreisende, die im waargebiet ausgestellt sind, in 
Frankreich heute immer noch keine Gültigkeit besitzen, 
während umgekehrt die französischen Legitimationskarten 
schon seit 1921- am 1.Februar 1921 hat die Regierungskon- 
mission eine besondere Verordnung erlassen - in vaargebiet 
Gültigkeit haben. Auf das Unwürdige und Unhaltbare dieses 
Zustandes ist schon wiederholt verwiesen worden. Die !ürt- 
schaftsabteilung der Regierungskommission, an die sich 
die beteiligten Gewerbekreise, insbesondere die Handels- 
kammer,schutzverein usw. gewandt haben, hat seinerzeit 
die merkwürdige Behauptung aufgestellt, daß die Gegen- 
seitigkeit zwischen Frankreich und dem »aargebiet dadurch 
verbürgt sei,daß eine hiesige private »telle die franco- 
saarländische Handelskammer, in der Lage sei, meeen Ge büh- 
ren Legitimationen für naar nach frankreich 
auszustellen. Das ist natürlich keine Gegenseitigkeit,und 
nachdem man ihr das klar gemacht hat, hat sie sich mehrere 
Jahre in Schweigen gehüllt. Hier kann ich auch auf meine 
damaligen Ausführungen nochmals verweisen. Es scheint tat- 
sächlich so zu sein, daß man in Frankreich wünscht ‚daß 
das Saargebiet von den berühmten, sagenhaften 2 \illionen 
möglichst viel beziehen, daß aber umgekehrt der Verkehr 
des »aargebietes nach Frankreich möglichst erschwert wer- 
den soll. \ir wünschen, daß diese letzte Nahnung in die- 
ser Beziehung nun tatsächlich fruchtet. Ich glaube, wir 
hätten, wenn wir nach Genf gingen, eine sehr gute Posi- 
tion,-wenn wir dort darlegen würden, daß die Hegierungs- 
kommıssion es immer noch nicht fertig bringt,ihre Souve- 
ränıtät zu wahren und sich gegen den französıschen jilder- 
stand durchzusstzen. 









Vorsitzender 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Ich kann nur sagen, daß meine Fraktion der Vor- 
lag: zustimmt und auch dic Verabschiedung heute anerkennt, 
weil nach unserem Dafürhalten die Vorlage beschleunigt 
erlassın werden soll. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Keinhard! 


Abg.Reinhard (KP): Das ist auch der Standpunkt der Kommunistischen 
Fraktion. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Äbgcordneter Schmoll! 
Abg.Schmoll(D"P): Wir stimmen auch zu! 

Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Schnelzir! 
Abg.Schmelzer (DSV): “ir stimmen ebenfalls zu! 


rzender: Damit stelle ich die einstimmige Annahue der Vorlage 
est, 
| Wir kommen dann zu den verschiedenen in der Frak- 
tionsführerbesprechung angekündigten Anfragen. Zunächst 
die Anträge der Zentrumspartei: 


" Der Landesrat wolle beschließen, die Regierungs- 
kommission wird ersucht, die erforderlichen \ittel zur 
Verfügung zu stellen, um der durch die Frostschäden des 
letzten "inters verursachten trostlosen Lage der saar- 
ländischen Landwirtschaft zu steuern. 
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Unbeschreiblich große Not herrscht allenthalben | 
bei der Landwirtschaft treibenden Bevölkerung in Anbetracht 
der furchtbaren Frostschäden, die der letzte "inter ge- 
bracht hat. Weizen,"intergerste ,“interhafer, Klee un 
Grünfutter sind größtenteils vernichtst,sodaß eine Nceu- 
bestellung, soweit Saatgut zu beschaffen war stattfinden 
mußte. Kartoffeln und nollengewächse sind zum großen 
Teil erfroren. Eine außerordentliche Futterknappheit ist 
zu verzeichnen weil erstens im vergangenen Jahre infolge 
des trockenen Sommers der zweite Schnitt ausblieb und 
a in diesem Jahre die Vegetation viel zu spät ein- 
setzte. 
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Auch sind infolge des strengen \inters durch 
Verwendung von erfrorenen Futter und der eingetretenen 
eg an den Viehbestande durch Unterernährung, 
Fehlgeburten, Sterben von Jungtieren (Ferkeln) große Schä- 
den zu verzeichnen. Außerdem sind sehr viele Obstbäunc 
durch den harten Frost eingegangen. 

Zur Linderung der dureh diese angeführten Schäden 
entstandenen Not schlagen wir der Regierung folgends daß- # 
nahmen vor: \ 


1) möglichst bald von amtswegen ortsweise unter 
Hinzuziehung der Ürtsbehörde und der örtlichen N 
Berufsvertretung die jetzt zu übersehenden ı 
Frostschäden feststellen lassen; En - 
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2) durch eine Hilfsaktion den Betrag für das infolge 
des Frostes neu aufgewendete Saatgut zu ersetzen; 


3) die in diesem Jahre noch fälligen Staats-und 
Gemeindesteuern zu erlassen, weil den Landwirten 
aurchweg das Geld fehlt, diese zu bezahlen." 


Vorsitzender: Das "ort hierzu hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg.Reinhard (KP): Zu dem Antrag der Zentrunsfraktion stellen 
wir noch Iolgende Ergänzungsanträge: _ | 
. Es heißt hier unter 3): die in diesem Jahre 
noch fälligen »taats-und Gemeindesteuern zu erlassen,wel 
den Iandwirten durchweg das Geld fehlt, diese zu zahlen." 
"ir ersuchen, daß das erweitert wird dahin- 
ae, daß sämtlichen Pensionären und sonstigen Invali- 
en, a besteuert sind, die steuern ebenfalls zu crlas- 
sen sind. 





Außerdem, daß bei allen Lohnstsuerpflichtigen, 
deren kinkoumen unter 1200) Franken liegt, ebenfalls so- 
fort die Steuern erlassen werden. 

Wir ersuchen, das dem Zentrumsantrage hier 
anzufügen. 


Vorsitzender: Das \!ort hat Herr Abgeordneter Schnoll! 


Abg.Schmoll (DP): Meine Herren! Ich stimme dem Antrag des Zen- 
truns voll und ganz zu. 
Die Landwirtschaft hat unter den Frostschäden 
BOHBEREO PAS gelitten. Ich erlaube mir, den Antrag noch 
zu erweitern und auf den Hausbesitz auszudehnen. 
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(Lachen des Abg.Reinhard! ) 


Einen ähnlichen Antrag habe ich schon einmal eingebracht. 
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(Zuruf v.d.Kommunisten: Die Mieter können verrecken! 


Herr Reinhard,Sie lachen. Wenn Sie wüßten, wie gerade 
die kleinen Hausbesitzer, die auch Sie schützen müßten, 
durch die Frostschäden gelitten haben, -\asserleitungen, | 
Klosetts usw. sind zerstört. worden- dann würden »1e " 
anders denken. Es gibt ganz verzweifelte Fälle, die gera- 
de Sie unterstützen müßten,Herr Neinhard. Ich kenne : 
Fälle in Burbach, wo die Leute geradezu ruiniert sind, a 
wenn ihnen nicht eine Hilfe zuteil wird. Die betrefiien- | 
den Hauseigentümer können die Reparaturkosten aus ihren # 
Einkommen nicht zahlen, sie werden gezwungen, schulden iM 
zu machen. Es handelt sich hier a etwa um eine Unter- 
stützung eines Standes, was ich ausdrücklich hervorheben . 
möchte,sondern es handelt sıch um die re einer 
Katastrophe, die einzelne unserer \Mitmenschen betroffen 
hat. Das sind die landwirte und die Hausbesitzer. ir 
müssen die Regierungskommission bitten, daß sie hier 
einen kleinen Fonds - im Verhältnis zu dem großen Etat 
der Kegierungskommission spielt das gar keine Kolle - 

zur 
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zur Verfügung stellt, aus dem auf Äntrag und nach Prüfung 
der Bedürftigkeit - diese Prüfung wollen wir absolut 


| 
| 
haben- auch den Mausbesitzer geholfen wird. 
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Vorsitzender: Von der Zentrunspartei liegt ein weiterer 


Akte rag 


oO 


vor, welcher lautet: | 


" Der Landesrat bittet die Regierungskommission, 
den Gemeinden durch Vorschüsse - oder auf andere geeig- 
nete leise zu helfen - bei denen durch die starken Frost- 
Ben erhebliche unvorhergesehene Ausgaben entsanden | 
sind. | 

Eine Anzahl Gemeinden sind finanziell durch ! 
die unvermeidbaren Ausgaben, die durch Frostschäden ent- | 
standen sind, nicht mehr in der lage, die vorgesehenen | 
dringlichsten Aufgaben auszuführen. " | 

| 


Das würde sich in etwa mit den bereits gemachten Aus- 
führungen decken. Es 
Das Wort hierzu hat Herr Abgeordneter Keinhara! 


Abg.Reinhard (KP): Meine Herren! Herr Schmoll hat hier einen An- 

| ee den Zentrunsantrag auf die kleinen 
Hausbesitzer zu erweitern. 

Die Kommunistische Fraktion hat schon vor 
Monaten einen Antrag eingebracht betreffend der Frost- 
schäden. Aber in der Frage der Frostschäden von \Wasser- 
leitungen usw. muß es auch in erster Linie die Pflicht 
der Kommunen, der Wasserwerksverbände, sein, dafür zu 
sorgen, daß die kleinen Hausbesitzer, für die Herr 
Schmoll ja eine lenze bricht, nicht dafür herangezogen 
werden. So hat u.a. die lasserwerksverwaltung Ludweiler, 
dıe eine kommunistische wWehrheit hat, schon vor \lonaten | 
beschlossen, daß die sämtlichen Frostschäden von der | 
Verwaltung getragen werden. Außerdem hat die Kommunisti- 
sche Landesratsfraktion hier in der Vergangenheit iuner 
gefordert, die Steuereinkünfte anders zu verteilen. Noch 
in einer Serie von Eingaben in der letzten Feriode haben 
wir darauf hingewiesen, daß es ein unhaltbarer Zustand 
ist, daß die Regierungskommission mit ihrer Landeskasse 
die Steuereingänge schluckt, und die Kommunen nicht 
imstande sind ihr sozialen und kulturellen Aufgaben 
zu erfüllen. Der Antrag des Zentrums, der hierin 
Bausch und Bogen sagt: allen Landwirten die Steuern zu 
erlassen " un näöhte Sugt von den wirklich Notleiden- 
den, von den Hentenempfängern, von den Invaliden, von 
denjenigen Leuten, die nicht mehr uus noch ein wissen, 
der ist in dieser Form für uns unannehmbar. \is gibt | 
auch Rittergutsbesitzer hier im Saargebiet, die sollen | 
nach diesem Antrag keine Steuern zahlen. Das können Sie | 
doch nicht gut verlangen. In dieser Form kann die Kon- 
munistische Partei dem Äntrag unmöglich zustimmen. "ir 
wissen nicht, was die Arbeiter der “entrumspartei zu 
einem derartigen Antrag zu sagen haben. Die ee 
ie 
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die in ihren Betrieben für einen Hungerlohn schuften 
müssen, sind jedenfalls nicht damit einverstanden, wenn 
den Gutsbesitzern im saargebiet die Steuern erlassen 
werden. ir wissen nicht, was die kleinen Deamten und 
Angestellten dazu sagen werden, die den Löwenanteil an 
Steuern aufbringen müssen, die in der Landeskasse ver- 
schwinden. | 

“ir als Kommunisten müssen mit allen lütteln 
gegen den Antrag in dieser Form Stellung nehmen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Meine Herren! Die Frage ist sehr unklar. In 
der Fraktionsführerbesprechung hat das Zentrum nur eine 
diesbezügliche Anfrage angekündigt. Dem Hause liegen 
jedoch von ihm zwei Änträge vor. Ich stelle fest, daß 
ım Zentrum di: a > selbst nicht genügend geklärt ist. 

Ich beantrage deshalb Verweisung in die Kom- 
mission. Außerdem ist es auch so, daß das Zentrum in dem 
einen Antrag, in der Degründung forderungen aufstellt 
und den anderen Antrag nicht näher begründet. 


Ich beantrase also Verwsisune in die Kommission 14 
J 


damit ein einheitliches Gutachten an die Regierungskon- 
mission gelangt. Es hat praktisch gar keinen Zweck ,daß 
wir 6 bis 7 Neinungen der Kegierungskommission unter- 
breiten. Die Möglichkeit besteht, daß wir in der Kom- 
mission ein einheitliches Gutachten über diese Frage 
aufstellen. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Levacher! 


Abg.Levacher (Z): Wir sind mit der Überweisung in die Kommission 
einverstanden. 


Vorsitzender: Das "ort hat Eerr Abgeordneter Schuelzer! 


Abg.Schmelzer(DSV): Wir haben auch den Yunsch, daß diese Anträge 
in die Kommission gebracht werden. Über die Anträge 18 
schon einmal gesprochen worden und zwar in einer »tadt- 
verordnetenversammlung der »tadt »aarbrücken. Iian muß 
sich auch über die Folgen und über die Tendenz dieser 
Anträge klar sein. | | | 

Wir beantragen ebenfalls Verweisung in die 

Kommission. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter schmoll! 


Antrag so einfach und selbstverständlich ist, daß er einer‘ 
Kommissionsberatung gar nicht bedarf. Ä 


Abgeordneter Schmoll(DWP): Meine Herren! Ich nehme an, daß mein | 


| 


Vorsitzender: Der Antrag ist also in die Kommission verwiesen. 


Wir 
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Vorsitzender: "ir kommen zu dem nächsten 


"Der Landesrat wolie beschließen, die Regierungs- 
kommission wird ersucht, der Zolldirektion die Anweisung 
zu geben, das kürzlich eingelegte Eilzugpaar Saarbrücken= 
Pop ard bezüglich der Zollrevision wie schnellzüge zu be- 

anuein. 


Beerrüuinguneg 


An der französischen Zollgrenze in Namborn sind 
an Pfingst-\ontag unhaltbare Zustände zu verzeichnen ge- 
wesen. Säntliche Reisende einschl. der Kinder, auch wenn 
letztere schliefen, mußten den Zug auf eine halbe Stunde 
verlassen und im Zollgebäude verbringen. Infolge _des 
starken Reiseverkehrs an diesem lage war das Zollgepäude 
stark überfüllt. Die Zollkontrolle wurde sehr lax gehand- 
habt und als überflüssig empfunden, da an diesen lage 
sowohl im Reiche wie auch im Saargebiet die Geschäfte ge- 
schlossen waren, infolgedessen zollpflichtige Gegenstände 
wohl kaum mitgeführt werden konnten. Im Interesse einer 
reibungslosen Abwicklung der Zollkontrolle an genannter 
Stelle ist ss dringend erwünscht, wenn dieses %ilzugpaar 
u. ee der Zollkontrolle wıe Schnellzüge behandelt 
wird. 


as W ‚Hierzu erteile ich dem llerrn Abgeordneten Angel 
as ort: 


"Siyag syasıydmubousgs wayanıgoos HT 


Abg.Angel(Z): Meine Herren! ‘Wenn ich Ihnen da eine Schilderung geben 

darf von den Zuständen am Pfingstmontag auf dem Zollbahn- 
hof in Namborn, so ist man sich einfach nicht klar darüber, 
wie das alles geschehen kann. Am Pfingstmontag waren 19 
Wagen dieses Eilzuges voll besetzt. Der Bahnhof Namborn 
war beinahe zu klein, um alle Reisende, die wegen der 
Zollrevision den Zug verlassen mußten, zu fassen. Alle 
Reisende, auch die Kinder, die durcheinander schrien 
mußten den Zug verlassen und sich eine halbe Stunde lang 
im Zollgebäude aufhalten. Die Zollkontrolle wurde sehr 
lax gehandhabt, und man hatte den Eindruck, als wenn 
sie ganz überflüssig sei. 

Ich glaube, daß der Antrag unbedingt belür- 

wortet werden muß. 
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Vorsitzender: Das \\ort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg. Hoffmann (SP): Meine Herren! Ich glaube, daß man diesen Antrag 
noch etwas weitgehender behandeln muß. Ich möchte Jdarau 
hinweisen, daß diese Mißstände bezüglich der Zollrevision 
nicht nur auf das Eilzugpaar Saarbrücken - Boppard zutrel- 

‚fen, sondern daß man sie auch bei den Arbeiterzügen vor- 
findet. Ich bitte daher, diesen Antrag auch in dio Kon- 
mission zu verweisen. 
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Vorsitzender: Das "ort hat lerr Abgeordneter Levacher! 


Abg.Levacher (2). eine Herren! Ich schlage vor, daß man sänt- 
liche Anträge in die Kommission verweist. 


Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter \eiß! 


Abg.Weiß(KP): Meine Herren! Die Zustände, die einerseits von der 
deutschen Bevölkerung bei den französischen Zollbehörden 
gerügt werden, aaiken andererseits auch bei den deut- 
schen Zollbehörden. Ich habe die Erfahrung gemacht ‚daß 
die deutschen Zollbehörden in dieser Beziehung nicht 
besser sind wie die französischen. 

feine Herren, wenn Sie schon verlangen, daß der 
Zollvsrkehr an der Grenze eine Erleichterung finden soll, 
dann verlangen wir, daß der Antrag dahin ergänzt wird, 
daß die Zollschranken allgemein ganz fallen müssen. 


Vorsitzender: Ich nehme an, daß sich sämtliche Parteien der Ver- 
weisung des Antrages in die Kommission anschließen. 


Dann liegen noch zwei Anträge der Zentrumspartei 
vor, welche lauten: 


1)"Der Landesrat wolle beschließen, die Regierungs- 
koumission zu ersuchen, die materiellen Bestin- 
mungen in der Invaliden- ,Hinterbliebenen-und 
Angestelltenversicherung den Keichsbestinmungen 
anzugleichen. 


2) Der Landesrat wolle beschließen, die Regierungs- 
kommission zu ersuchen, dem Landesrat noch in 
dieser Sitzungsperiode die angesagte Änapp- 
schaftsnovelle vorzulegen. " 


} 
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ne pa diese Anträge auch in die Kommission verwiesen 
werden 


(Zuruf des Abg.Levacher: Nein!) 


Die Anträge waren in der a eye an- 
ee worden. Dem Herrn Staatskomnissar ist Wittei- 
lung davon gemacht worden. Er wird dazu das Wort nehmen. 
ienn die anderen Anträge erledigt sind, ist dem Herrn 
Staatskommissar Gelegenheit gegeben, dıe Fragen zusammen 
zu behandeln. 


. 


9 Po 


Die Kommunistische Fraktion hat an a 
angekündigt bezüglich der Lohnfrage bei den Eisenbahnern. 
as Wort hierzu hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg.Reinhard (KP): Meine Herren! Der zulstzt von der Regierungs- 
kommission vorgelegte Ist-Etat, das war der hechnungs- 
abschluß von 1928 hat ergeben, daß bei der Eisenbahnver- 
waltung entgegen dem Voranschlag kein 50-Millionen Defizit 
vorhanden war, sondern daß sin Überschuß herausgewlrt- 
schaftet worden ist. Die Regierungskommission hat In der 
Vergangenheit bei Forderungen der Eisenbahner auf Yrhö- 
hung der Löhne immsr wiedsr auf die latsache verwiesen, 


daß 
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daß die Eisenbahn ein Zuschußbstrivub sii. Ferner ist bı- 
hauptet worden, daß die Löhne der Eisenbahner stets noch 
höher ständen, als die Löhne bei der Privatindustrie. 
Die Praxis hat das Gegenteil gezeigt, und deshalb sind 
die Eisenbahner dazu übergegangen, ohnforderungen zu 
stellen. So hat z.B. der De erausschuß der Eisenbahn- 
werkstätte St.\endel bei der Kegierungskommission unter 
dem Datıım vom 24.April eine diesbezügliche Lohneingabe 
eingereicht. Ich betone ausdrücklich am „24. April" ,wo- 
rüber heute, Ende Mai, noch keine Antwort. eingegangen 
ist. Die Regierungskommission, Abteilung Offentliche 
Arbeiten, hat anscheinend so viel BELalt. daß sie nicht 
in der Lage war, auf diese Eingabe bisjetzt zu antwor- 
ten. Das ist ein Beweis dafür, daß der Regierungskon- 
mission ein Dreck daran liegt,ob die Arbeiter der »taats- 
betriebe Löhne haben um_leben zu können oder nicht. Zu 
derselben Zeit hat die Regierungskommission für sich 
selbst bezw. für ihre Mitglieder gewaltige Gehaltser- 
höhungen vorgenommen. Für die Arbeiter hat nan nicht 
ee eine Antwort übrig. Außerdem ist die Kegierungs- 
kommission jetzt dazu übergegangen und versucht,. bei den 
Eesubehnbetrisben die geteilte Arbeitszeit einzuführen. 
Men will die Achtstundenzeit durchbrechen und eine ein- 
stündige Pause einlegen, um SO die Arbeiter den rehes 
Tage an die Betriebe zu fesseln. Dagegen hat bei den _, 
Seesitern ein Sturm der Entrüstung Matz gegriffen. Die 
esamten Eisenbahnarbeiter aller Betriebe und die in dem 
inheitsverband der Eisenbahner zusammengeschlossenen 
Arbeiter haben dazu Stellung genommen und die Gewerk- 
schaften haben der Regierung Ihren Standpunkt überwlt- 
telt. Die Kegierungskommission hat bis heute nicht ein- 
mal darauf geantwortet. Wir iragen den Vertretsr der 
Regierungskommission, wie die negierungskoumlss1on ZU 
diesem Verhalten komut und was sie zu tun sedenkt,um 
die berechtigten Forderungen der kisenbahner auf rhö- 
Sune der Löhne und auf Beseitigung der Arbeits- 
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zeit sowie auf Gleichstellung der Arbeiter mit den Beamten 
in Bezug auf die Kinderzulagen zu erfüllen. 
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Vorsitzender: Das fort hat Herr Abgeordneter Hoffmann! 


Abg.Hoffmann(SP): Meine Herren! Ich kann darauf hinweisen,daß 
wie eine Menge Anfragen an die Negierungskommission ge- 
stellt haben, die schriftlich niedergelegt sind und die 
ich jetzt zur Verlesung bringen werde. 


1) Ist der Hegierungekomni ssion bekannt ‚daß die | | 
Firma Meguin zu Dillingen fast sämtliche Arbeiter % 
entlassen will,worvon bereits ein großer Teil ent- 
lassen ist. Nas Beusakt die Regierungskommission 
zu tun,damit die Stillegung dieses Betriebes ver- 
mieden wird ? 


2) Ist der Regierungskomni ssion bekannt ‚daß ver- 
schiedene Ausschußmänner der Dillinger Hütte ge- 
ne BOsgen sind und was gedenkt die Regie- 
rungskommission zu tun, damit die Rechte der 
Ausschußmänner als die gewählten Vertreter der 
Arbeitnehmer erweitert werden,damit solche Naß- 
pen me lohs nur als Schikanen angesehen 

werden können, vermieden werden ” 


3) Bis wann gedenkt die Regierungskommission dem 
Landesrat die neue Knappschaftsnovelle zur Be- 
ige zugehen zu lassen,damit auch der Aus- 

au der wi a Pensionsversicherung 


erledigt wi 


4) Ist die aeisrugeskonni ssion bereit, die gefor- 
derte Staatshilfe für die Knappschaft zu gewäh- 
ren und neben derselben eine ängemessene DBei- 
tragserhöhung zu verfügen,damit auch eine Pen- 
sionserhöhung Flatz greift ? 
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5) Ist der Regierungskommission die große Erregung 
der Arbeitnehmer bei den Eisenbahnen des vaar- 
Bee u ee durch die ungerechte 

erteilung der Kältezulage und durch die Ein- 
führung der geteilten Arbeitszeit für die Ober- 
bauarbeiter 7 Was gedenkt die Regierungskommis- 
sion zu tun, damit die Beschwerden dieser Arbei- 
ter ab estellt und den Anträgen derselben und 
ihren Urganisationen entsprochen wird ? 


IT 


Die Regierungskommission muß dafür sorgen, daß die Ent- 
"lassungen der Arbeitnehmer in diesen Betrieben verhin- 
dert werden,daß diese Bei durch den Zwang der Regie- 

rungskommission unterbunden werden, wenn keine anderen 

Möglichkeiten vorhanden sein sollten. 

s 1st auch weiter , daß die Hegie- 
rungskommission endlich den Ausbau der Rechte der Aus- 
schußmänner vornimmt. 

Ferner ist unbedingt der beschleunigte Erlaß 
der Knappschaftsnovelle no og Sehe muß die 
Staatshilfe, die auch im Reiche durchgeführt wird,auch 
an der saar durchgeführt werden. 

ann Et en wir, darauf hinweisen zu sollen, 
daß die BEisenbahnergewerkschaften eine Verteilung der 


Kältezulage 
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Kältezulage beantragen, die ein Mehr von 800 00V Franken 
ausmacht. Der Betrag, den die Negierungskommission be- 
willigte, macht 450 O00 Franken. Diese Verteilung bringt 
ewal an Härten mit sich und steht dem Zustande im 
eiche diame trial gegenüber. Der Lokomotivführer z.B. | 
erhält Kältezulage, während der Kangierer, der dauernd | 
in der Kälte herumläuft, keine Kältezulage bekomut. Her HJ 
soll die Regierungskommission den Wünschen und Forderungen 
der Gewerkschaften ee tragen. | | 
. „Betr. _der Durchfü FUng der Ben art Non Arbeits- 
zeit sind die Forderungen der Gewerkschaften BErSehtiEh 
Es soll sogar der Herr \linister von Ehrnrooth gesagt ha- | 
ben, daß bei der Einführung der durchgehenden Arbeits- | 
zeit keine Ersparnis zu erzielen sei. Während der Pause | 
liegt der Betrieb still und wenn ungeteilt gearbeitet | 
wird, wird durchgearbeitet. Also die lünsche der Eisen- 
bahner-Gewerkschaften unterstützen wir,möchten aber 
darauf hinweisen, daß nicht ein einzelner Arbeiteraus- 
schuß Lohnbewegungen einleiten kann. Herr Reinhard ‚wenn 
der Arbeiterausschuß von der Werkstätte St.Wendel eine 
rn a Ya machen will, dann macht dies die ganze Ge- 
werkschaft und nicht eine bestimmte Gruppe allein. ir 
unterstützen die Forderungen der Gewerkschaften und er- 
suchen die Regierungskomission, daß die ungeteilte Ar- 
beitszeit durchgeführt win. 





Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Reinhard! 


Abg.Reinhard_(KP): Meine Herren! Der Herr Abgeordnete Hoffmann hat 
erklärt, daß seine Partei die Forderungen der Gewerkschaf- 
ten unterstützt, und hat durchblicken lassen, daß ihnen 
die  Jeragen des Arbeiterausschusses St.Wendel „schnup- 

e” sind. 
s Was betreffen diese Forderungen der Eisenbahner 
an die NHegierungskonmmission ? In einem »chreiben an die 
Regierungskommission hat der Arbeiterausschuß seine For- 
derungen niedergelegt; es heißt in diesem Schreiben: 
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Der unterzeichnete Arbeiterausschuß der Werkstätte 
St.Wendel unterbreitet der Abteilung Öffentliche Arbeiten 
der Regierungskommission nachstehende Forderungen der 
Arbeiter des Steinbergwerks Oberlinxweiler. Die Bezah- 
lung erfolgt wie nachstehend: 


dann folgt die Tabelle, und ss heißt dann weiter: 


"Seit Ende dieses Monats wird ein über den andern 
Tag Kleinschlag gefördert. Für den Transport der Erde 
wird keine Wehrleistung gezahlt. Dies bedeutet einen 
Ausfall von ungefähr 8 _ Franken pro Tag. 

Wir ersuchen die Regierungskommission......usw." 


g W PWoZ 


Dieser Ausschuß dort war in seiner Geschlossenheit Mitglied 
des Einheitsverbandes der BEisenbahngr und ist aus demselben 
ausgeschlossen worden wegen seiner Überzeugung. Dieser Aus- 
schuß ist gezwungen, die Interessen der dortigen Arbeiter 
bei der Regicrungskommission zu vertreten. Eis sind dies ge- 
Kerkscheftlich organisierte Arbeiter, die aufgrund ihrer 
revolutionären Gesinnung aus dem Verbande ausgeschlossen 
wurden. Wenn nun Herr Hoffmann hierher komnt und unterstützt 
die Regierung, so beweist das, daß es Innanle.d.on. ea 
darauf ankommt, die Interessen der Arbeiter zu vertreten 
sondern Ihre Zusammenarbeit als Gewerkschaftsführer mit der 
Regierungskommission erneut zum Ausdruck zu üorineen. Wir 
nern, daß die Regierung dem gewählten Ausschuß Antwort 
gıDL. | 





7V 





Y N 2 ö ai jr EEE EEE RT, FETT ST BL, 0 06 SE 
e. U ETREETIETTE TEEN TIER 0 ae a ir 






s#n 
r “e.. or W 
Ykı 4 
Ü a 


“ ei 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter SchmolN. ! 


Abe. Scholl (DER). Meine llerren! Das Aufwertungsgesetz hat nunmehr 
s Licht der Welt erblickt und es ist gut, daB diege 
Uaterie zum Äbschluf gekommen ist. Ich will auch heute 
nicht weiter darauf eingehen. Ich hätte nur gewünscht, 
daS die Resieruneskomission 


cı 
X 


(Zuruf des Abge.Daub: Sie gehören Es nicht zur 


Vu 


Deutsch-Saarländischen Volkspartei! 


Hören Sie nur zu, dann schwätzen Sie kein so dummes Zeug. 
Nenn >ie in der Fraktionsführerbesprechung dagewesen wä- 
2 hätten Sie gehört, daR ich den Antrag angemelde* 


hat +t6 . 


(Zuruf des Abg.Reinhard: Sic heben gesagt, daß Sie 
eine Anfrage einbringen werden !) 





Ich hätte nur gewünscht, daß die Hegie: rıngskommission 
nach Erlaß des Aufwertungsgesetzes auch auf die Hauste- 
sitzer Rücksicht genommen hätte. Das sesetz Jäat dem 
Hausbesitzer ungeheuere lasten auf; 5% Zinsen muß der 
Hausbesitzer als Hypo othekenschuldne er, zanlen und zwar 
rückwirkend ab l.Januar 1925. Das istveine ganze beden-- 
tende Belestung und ich hätte gewünscht, deb die Fegie- 
rungskommission in mbeiroaks dieser auserordentlichen 
Belastung des Hausbesitzers als uen höhere iieten 
gegenübergestellt } hätte. Aber trotzden hat die Hegie- 
rungskoumni ssion die alten Nietsätze verlängert. ieh pro- 
testiere in aller Forn gegen diese Art der Bshan ıcLung 
der Hausbesitzer. Ich stelle wich auf den Boden des ı 
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mehr von der Deutsch-Saarländische n Vo,.xspartei Torau- 
lierten Antrages. Ts ist nicht zu verstehen, car die 
Regierungskommission an solche Sachen nicht denkt. ienn 
die Regierung an das Aufwertungsg esetz gedacht hätte 

dann hätte sie zu derselben Regelung kommen müssen wie 

im Reiche. Dort ist man als die \uIwervung einsetzte, 
dazu übergegan en, dem Haus Besitzer höhere Mieten zu 
geben. Ich will auch gleich das Thema anschneiden, au! 
welches vielleicht doch eingegangen wird,nämlich da? der 
Hausbesitzer im Reich durch die Hauszinssteuer auch nehr 
Abgaben hat als im Saarzebiet. Die hegierungskommission 
hat diese Steuern nicht ‚notwendig, sie brauch auch nach 
ihrer eigenen Denkschrift die steuern auch dann nicht 

zu erhöhen, wenn die Saar-Anleihe kommt. Das arme Deut- 
sche Reich dagegen hatte solche Steuern nötig, Man darf 
hier nicht sagen, weil. die Steuern in Deut tschland sind, 
müssen sie auch hier, eingefünrt werden. Wir sina auch 
außerdem steuerlich keineswegs be sser gestel.d als im 
Reich. Wir verlangen, daß eine ALetsrhöhung eingelührt 
Wie) be, gun een veil von Letbern hohe Neubaunie ten 
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ae aber nie, ! die aeg on we 
‚ Beschluß ,wonach q u niedrige Miete bis zum ‚St Fuli Lesiı- 
gesetzt wurde, revidiert una zwar möglichst bald. 


Versiizender 
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Vorsitzender: Das llort hat Herr Abgeordneter schuelzer! 

Abe. Schmelzer (DSY): Meine Herren! Aus Kreisen der Kegierungskonm- 
mission hört man den Einwand, da? bei Erhöhung der \uleten 
der Lohn erhöht werden müsse. ein Parteifreund ‚Herr Röch- 
ling, hat im Beisein eines litgliedes der Regierung er- 
klärt, da? er der .leinung ist, daß die Lohnerhöhung ‚dic 
durch eine Erhöhung der ilieten kommen müsse, für die In- 
dustrie trugbar sel. 


(Zarufe: Hört, hört !) 
(Zuruf des Abg.Reinhard: Das ist ja glänzend!) 


Herr Reinhard, wenn Sie sich mit diesen Dingen beschäfti- 
en würden, dann würden Sie nicht lachen. Ws ist zwecklos, 
gaf man sich mit Ihnen darüber unterhält. Wenn die In- 
dustrie einsieht, daf, wenn der Huusbesitz sestärkt wird 
sie rückwirkend ebenfalls gestärkt wird, und wenn ein 
nomhsfter Industrieller des Suargebietes erklärt, die 
Einwendungen der Regierungskommission sind nicht stich- 
haltine, dann wird er Vorwand wohl hinfällig sein. 

! Dann ist erforderlich, da? die Regierungskommission han- 
delt,wenn sie sich nicht dem Vormurt sussctzen will,daf 
sie nur die Interessen der fremden Industrie und der 
Bergwerksverwaltung wühren will. 


Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Heckler! 


Abg.Heckler(KP): Ich mu konstätieren ‚ls Mitglied der Kommis- 
sion, welche den lietpreis festsetzt, dat die Freunde des 
Herrn Schmoll und des Herrn Schnelzer viel sozialer den- 
ken bei der Festsetzung der „ietpreise, «ls sie selbst. 


(Zuruf des Abg.Schnelzer: Ich habe keine Freunde 
in der Kommission! 


Ich wei nicht, ob die Mitglieder des Studienausschusses 
nicht ihre Freunde sind. Jedenfalls stellen wir fest,da‘ 
alle,die dort Anwesenden, alle, die in der Kommission 
teilnehmen, den Standpunkt vertreten, da“ ohne eine Er- 
höhung der Löhne eine Erhöhung der lieten überhaupt nicht 
stattfinden könnte. Das ist der einstimmige Grundsatz, 
der stets und an dort vertreten wurds, und der hat 
nur allzu gut scine Berechtigung. 
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Vorsitzender: Das \Üort hat Herr Abgeordneter Kiefer! 


Abg.Kiefer (2): \ieine Herren! Die Anträge, die von Zentrum 
vorliegen, decken sich zum leil mit denen, die von 
der sozialdemokratischen Partei vorgebracht worden 
sind, soweit die Sozialversicherung in Frage komut. 
Sie decken sich auch nit dem, was hier 1m ER 
verschiedentlich gefordert worden ist. Wenn wir for- 
dern, daß die materiellen Bestimmungen in der Inva- 
liden=und Hinterbliebenenversicherung sowie Angestell- 
tenversicherung denen des Heiches angepaßt werden 
sollen, dann ist das glatt möglich ohne eine Bei- 
tragserhöhung, wie selbst von der Abteilung »ozial- 
versicherung uns zugesagt worden ist. Es ist also 
tür die Regierungskommission eine Aleinigkoit diese 
Sätze eh re weil dadurch eine elastun 
der "irtschaft oder eine Belastung der larsıciertes 
nicht nach sich gezogen wird. 


Dann verlangt die Sozialdemokratische Partei 
eine Staatshilfe für die Knappschaft. Es handelt sich 
auch hier um eine Seins Ale seit einiger Zeit von 
den zuständigen Arbeiterorganisationen erhoben wird 
und die dieserhalb mit den zuständigen Regierungsmit- 
eliedern in Verhandlungen stehen. !'enn die _Gewerk- 
schaften es wünschen, daß die politischen Parteien 
die wache unterstützen, dann sind wir da. Ich glaube, 
es wäre notwendig,wenn dis Hegierungskommission in 
di:sen Fragen nicht so zögernd handelte, sondern 
eher zu einem Entschluß sich bereit fände, damit end- 
lich die une. in Ordnung käme und das 
große Defizit, über das der Saarknappschaftsverein 
verfügt ,bescitigt werden könnte. 
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Alle a 3 Forderungen, die aufgestellt 
sind,brauchten nicht gestellt zu werden,wenn der zu- 
ständige hegierungskommissar etwas klüger vorginge. 
enn eiggehe a ee durch ihre anerkannte Berufsver- 
tretung, und das sind die Gewerkschaften heute (-sie 
sind durch den Tarifvertrag als die berufene Vertre- 
tung der Arbeiterschaft anerkannt-) etwas fordern, 
dann fordert es das Gebot der Klugheit,möglichst ! 
schnell sich mit ihnen an den Verhandlungstisch zu 
setzen,damit nicht unnötige NROEUBE in den beteilig- 
ten Kreisen wächst. Falls es zutreffen sollte,daß man 
auf die Forderungen der Eisenbahner-Gewerkschaften 
keine Rücksicht nimmt,dann wäre das nicht gutzuheißen. 
Viel Unzufriedenheit könnte vermieden werden,wenn 

man versuchte, möglichst bald mit den zuständigen Ver- 
tretern die verschiedenen »treitigkeiten zu schlich- 
ten. Es ist sehr unklug, zu versuchen, dic ungeteil- 
te Arbeitszeit bei der Risenbahn zu teilen ‚ohne die 
betreffenden Berufsvertretungen gehört zu haben. Das 
schafft immer unnötige Erregung. Alles dies kann ver- 
mieden werden,wenn man re Streitigkeiten die 
Grundlagen entzieht und sie mit den Arbeiterführern 
bespricht. "ird nachgewiesen, daß durch die geteilte 
Arbeitszeit eine Verteuerung des Arbeitsproduktes und 
eine Verteuerung der Lebenshaltung für die Arbeiter- 
schaft entsteht, dann muß dem Rechnung getragen werden 
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und es muß bei dem bisherigen Zustand der ungeteilten 
"Arbeitszeit verbleiben. Alles das kann eclöst werden, 
wenn man,sobald eine "ingabe eingeht, einen nahen ler- 
min bestimmt zwecks Besprechung äller notwendigen Fra- 
sen. Ys ist auch sehr unklug, gegen die Vertreter der 
Arbeiter, gegen die Ausschußleüute vorzugehen. Die Leu- 
te sind verpflichtet auf Grund der in Frage kommenden 
Bestimmungen die Rechte der Arbeiter wahrzunehmen. Die 
Rechte der Ausschußleute hier an der Saar sind sehr 
kümmerlich. Sie entbehren des notwendigen Schutzes. 
Und die politischen Parteien in Verbindung mit den Ge- 
werkschaiten aller Richtungen haben von der Regierunes- 
kommission längstens gefordert,das Arbeitsrecht auch 
auf die deutsche Grundlage zu stellen, das gerade den 
gewählten Vertretern der Arbeiter und Angestellten 
auch eine breitere und bessere Nechtsgrundlage zu ge- 
ben vermag. Daran fehlt es,und weil es daran fehlt, 
kann man eben die Arbeitervertreter mundtot machen. 
Das führt zu unerquicklichen Zuständen. Die hegie- . 
rungskommission muß möglichst bald den geäußerten "ün- 
schen nachgeben,damit auch hier die Kechtssicherheit 
geschaffen wird. 


Betreffend "ohnungsmiete werden wir,wenn die 
Verordnung verabschiedet wird, das Notwendige von un- 
seren Pi staninunkte aus sagen. Die erste Kommis- 
sionssitzung soll ja grundsätzlich zu dem Froblem 
Stellung nehnen Soda Gelegenheit geboten ist,das Not- 
wendige zum Ausdruck zu bringen. "enn die alte "oh- 
er) Flhnne nur bis zum S0.Juni läuft,dann war es 
zweifellos unklug, die \liete bis Ende Juli festzu- 
setzen. Sie durfte nicht länger laufen,als die Ver- 
ordnung selbst,weil, wenn die hegierungskoumissinn 
die Ansicht der Parteien gehört Rats En senäß der 
zum Ausdruck gebrachten Auferungen dann nachher in 
der Wietfestsetzung hätte vorgehen können. Ich lasse 
mich heute nicht auf die Frage ein betreffend Erhöhung 
der Löhne und Gehälter und Erhöhung der l\liete. Jeden- 
talls haben wir die Erfahrung gemacht ‚daß immer hart 
und bitter .um die notwendige Erhöhung der löhne und 
Gehälter gekämpft werden mußte. enn also die \Wöglich- 
keit besteht in verschiedenen Industriekreisen - und 
wir freuen uns darüber -, daß bei einer. \üeterhöhung 
auch die Löhne und Gehälter ontsprechend heraufgesetzt 
werden könnten, sind wir damit einverstanden. \ienn 
die Löhne und Gehälter srhöht werden,wird auch die 
ee freudigen lierzens der \ieterhöhung zu- 
stimmen. 












SYy240g ayasıyd »4+5Bou3,T uay>2n41G400S H7 


ga Proz 








_ 2 
- a TU N a an a N 
u a ZT ET EEE TE ET T TREAN, 
j Ya u DR get Th fi ge Pr u ir j 
ee Dyr FELSEN: r a 5 De A Ki EN TE 15 ol 5 Dt ar 7, 
- 7 Hr el ir k br Nach Ist ’ T : ). “ . i x 7 wie 
d 4 r ” , r al i - .j ! f 






“e _ 
4 r Y . 
ER . 


a WR Se r 
a es 
- 218 - 
Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abgeordneter Neinhard! 
Abg.Reinhard (KP): Meine Herren! Zu dex ABEFOE der Sozialdemo- 


kratischen Fartei, der Saarknappschaft eine Zulage aus 
Steuermitteln des Saargebietes zu geben, müssen wir | 
feststellen, daß verantwortlich für die Knappschaftskas- 
se die französische Bergwerksverwaltung ist. Die franzö- 
sische LIEN EST Te rel Tage ist derjenige Faktor, der 

e 


aus der Arbeit der deutschen Bergarbeiter hier Reinge- 
winne herausschuster. 


(Zurufe der Kommunisten: Sehr gut !) 


Und nun kommt die Sozialdemokratie und fordert, daß von 
den steuergroschen der Steuerzahler des Saargebietes 
d.h. wieder der Bergarbeiterschaft wieder der übrigen 
Arbeiterschaft, die durch die Steuerpolitik der Hegie- 
rungskommission bis zum Neißbluten zahlen muß, die Zulage 
zur Saarknappschaft aufgebracht werden soll, während die 
Bergwerksverwaltung an Beiträgen zur a 
verschont werden soll. Wir werden gegen diese Forderung 
die gesamte Arbeiterschaft des Saargebietes mobil machen. 
Ks kann unmöglich so sein, daß die Steuergroschen der 
eigenen Arbeiter dazu verwandt werden, um die Knappschafts 
kasse zu speisen, wo die Bergwerksverwaltung dazu ge- 
zwungen werden müßte. Die Dinge liegen doch ganz klar 

und einwandfrei. Wenn wir die Macht hätten und könnten 
die Unternehmer und Profitler zwingen, die Steuern zu 
zahlen, um diejenigen von der Steuer zu entlasten,die 
heute belastet sind, dann wäre die Frage eine andere. 

Es ist heute im Saargebiet so, daß nicht a ea Eat die 
Steuern zahlen, die sie zahlen müßten und zahlen könnten, 
sondern daß die Armsten der Armen, die Invaliden, die 
pfer der Arbeit und des Krieges, die Stewerlasten auf- 
bringen müssen. Und Sie fordern von der NRegierungskox- 
mission, daß diese »steuermittel der a 
geschenkt werden sollen, damit sie ihre Profite vergrößer 
und ihre Beitragsleistung herabsetzen kann. Wir fordern 
nach wie vor, daß die ae EI NnE zur Knappschalts- 
kasse die Bergwerksverwaltung allein durchzuführen hat. 
Das ist eine uralte Auffassung von uns. Es war früher 
auch eine Forderung der freien Gewerkschaften. Im Inte- 
resse der Klassenpolitik haben Sie ja auch einmal diese 
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Bar reagung vertreten. »eitdem Sie sıch zum Anwalt der 
bürgerlichen Parteien gemacht haben, ist das anders ge- 
worden. So berührt es auch eigenartig,daß Herr Hofimann 


sich hier hinstellt und größere Nechte für die Ausschüsse 
fordert. Als 1927 die Bergwerksverwaltung eine Heihe 
Sicherheitsmänner auf die Straße warf, die gleichzeitig 
Kommunisten waren, da hat die Gewerkschaft, der Herr 
Hoffmann als Sekretär a Siehe keinen Finger gerührt, um 
die Maßnahme der Dergwer Ina ee zu verhindern. Sie 
haben es indirekt unterstützt, daß diese Leute auf die 
Straße geworfen wurden. 





Oo 


(Zarufe der Kommunisten: Sehr gut !) 


Sie waren diejenigen, die der Bergwerksverwaltung gehol- 
ten haben, diese lästigen Kritiker an_der reformistischen 
Politik los zu werden. Heute stellen Sie sich hierher und 


wollen 
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wollen angeblich die HKechte der Ausschüsse erweitert 
haben. Und hat nicht vor einigen Tagen in Berlin ein 
sozialdemokratischer Aufsichtsrat die gewählten Sicher- 
heitsmänner auf die Straße geworfen ? Sie haben den 
Arbeiterrat entlassen. Dort und hier stellt man sich hin 
und sagt: wir wollcn größere füechte ! "ir fragen uns: 
was sol diese Kowödis, die hier gespiclt wird” Wir 
steh:n auf dem Boden, den die freien Gswerkschaften 
schufen, dic Interessen der Arbeiter zu wahren. Aber 

es muß ın den freien Gewerkschaften auch wirklich wie- 
der der Meist des Klassenkampfes einziehen, und es müs- 
sen die freien Gewerkschaften wieder zu deu gemächt wer- 
den, was sie bei ihrer Schöpfung gewesen sind. Diese 
Dinge betrachten wir so,neine Herren. ir denken nicht 
daran, daß die Regierungskowmission die hkechte der Aus- 
schüsse erweitert. Sie ist ja die berufene Vertreterin 
des Ausbeutertums. Durch diese Forderung der Sozial- 
demokratischen Partei wird das Interesse der Dergwerks- 
verwaltung vor das Interesse der Arbeiter gestellt. 
Gerade urah werden die Ausschußmänner gemaßregelt, 
weil sie keine fiechte in ihren Gewerkscha er haben, 
und gerade dadurch kann die hegivrungskoumission brutal 
gegen die Ausschüsse vorgehen, weil sie keine Feuchte | 
mehr in den Betrieben haben. Sie tragen in erster linie 
die Schuld, daß heute die Arbeiterschaft in den Betrie- 
ben keine Kechte wehr hat. Aus diesem Grunde stehen wir 
auf dem Standpunkt, daß es Sache der Arbeiterschaft ist, 
für die Erweiterung ihrer Kechte selbst zu kämpfen. Von 
der fHegierungskommission erwarten wir nichts in der Be- 
ziehung. Sie aber (zu den Sozialdemokraten und dem Zen- 
trun) Fön fen in den Gewerkschaften gegen unsere Forde- 
rungen und gegen die Interessen der Arbeiter. Die »ache 
geht sogar so weit, daß Sie stillschweigend dulden ‚daß 
die Leute, die für die Interessen der Arbeiter eintreten, 
gemaßregelt werden, anstatt daß Sie für ihre Aus- 
schußmänner eintreten. 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abe.Hoffmann! 


Abg.Hoffmann (SP): Meine lerren! Ich elaube, daß ich mich nicht 
in eine größere Diskussion mit dem lierrn Reinhard ein- 
zulassen brauche. Ich stelle zu den letzten Außerungen 
des Herrn Reinhard nur fest, daß sogar ein Parteifreund 
des Herrn “einhard in ludweiler durch die Klageerhebung 
des Bergarbeiterverbandes die Klage gewonnen hat. Also 
kommt der lierr Reinhard hierher, um lüärchen zu erzählen 
En er ganz genau weiß,daß das Gegenteil der Fall 
I8t. 


) 


Dann möchte ich anregen, daß der Herr Staats- 
kommissar, der die Anfragen vorkin zur fenntnis genon- 
men hat, sich über diese Anfragen orientiert und dazu 
Stellung nimmt. Ich stelle fest, daß wir keine Anträge 
gestellt haben, sondern daß wir nur angefragt haben, 
und ich glaube, daß der Herr Staatsko.unissar bereits 
dıe \öglichkeit_hat, diese oder jene Anfrage beantwor- 
ten zu können. Ich stelle weiter fest,daß ich nicht 
gesagt habe, daß nir die Anträge der Ärbeiterausschuß- 
männer in ©t.\.endel „schnuppe” seien. Herr Reinhard 
soll nur einmal richtig zuhören,dann wird er schon 
feststellen, daß wir als Soziäldeuokraten die Unorga- 
nisierten nıcht in den Vordergrund schieben wie die 
Kommunisten,sondern daß wir uns in erster linie für 
die Ürganisiıerten einsetzen. | 





Vorsitzender: Das "ort hat Herr Abz.Petri(SP)! 


Abg.Petri (SP): Meine Herren! Bezüglich des Antrages über die 
solortige Erhöhung der Zwangsmieten stehen wir auf dem 
Saal punkt ‚daß wir bei der Beratung der Vorlage genü- 

end Gelegenheit haben, dazu Stellung zu nehmen. Da 

err Schmelzer schon angedeutet hat, daß der_Herr Röch- 
ling als eine der Großindustrie angehörende Person der 
Meinung ist,daß eine Lohnerhöhung im Verhältnis der 
\heterhöhung von der Industrie getragen werden könne, 
kann die Zeit zur Erhöhung der Löhne ausgenützt werden 
bis die Beratung der Vorlage soweit sediehen ist.Wenn 
bis dahin eine RN nen durchgeführt wird,dann wird 
die Diskussion über diese Far: umso leichter sein. 
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"as®= die Außerungeen des Herrn Reinhard betref- 

: fen, sg stelle ich fest, daß denkende Gewerkschaftler 
diese Außerungen nicht mehr ernst nehmen können. Die 
en sind so lächerlich,daß wan sich eigentlich 

arnicht damit beschäftigen soll. Die Gewerkschaften 

reten immer für ihre Funktionäre, falls sie bei Befol- 
gung der Gewerkschaftsparolen »chaden leiden,ein. sie 
übernehmen natürlich für solche Funktionäre der Komnu- 
nistischen Partei,die nach den kommunistischen Experi- 
menten Gewerkschaftspolitik machen wollen,keine Ver- 
antwortung. Diese Verantwortung mag die Kommunistische 
Partei trägen. Für die Funktionäre jedoch, die sich. 
nach der Gewerkschaftsparole richten,übernimmt der Derg- 
arbeiterverband die volle Verantwortung. Unsere Funktio- 
näre sind in den Auseinandersetzungen zwischen den Ar- 
beitgebern und den Betriebsfunktionären immer noch zu 
necht gekommen,soweit wir gesetzliches Arbeitsrecht 

im Saargebiet haben. Damit glaube ich die Außerungen 
desa Herrn Reinhard serigend erwidert zu haben. 


Versitzender: 
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Vorsitzender: Das ort hat Herr Abgeordneter Hey! 


Abg.Hey (KP): Meine Herren! Ich muß noch zu einer Sache Stellung 
nehmen, die sehr wichtig ist. Es betrifft die 


Erwerbslosenfrage. 


Bekanntlich sind die Bestimmungen über die Erwerbslosen- 
fürsorge so, daß der Erwerbslose nach 28 Wochen Erwerbs- 
losigkeit ausgesteuert wird. Auf_Grund der Verhältnisse 
im vaargebiet und auf Grund der Kationalisierung der _Be- 
triebe im Saargebiet müssen wir feststellen,daß wir Er- 
werbslose haben, die nicht mehr in den Produktionsproze? 
hineinkommen können. Die Erwerbslosen, die heute schon 
auf Grund der abgelaufenen 26 liochen ausgesteuert sind, 
sind unmittelbar der Not und dem Elend preisgegeben. Es 
ist ein BE der Unmöglichkeit, daß die Kommunen auf 
Grund der Steuerpolitik der Regierungskommission die fi- 
nanziellen Aufwendungen, die sich daraus ergeben, tragen 
können. Der Herr Schmoll hat schon Bass t: Die Regie- 
rungskommission schwimmt im Geld!" Das kommt einfach 
daher, daß die Regierungskommission allen denen, die 
nicht viel oder nicht mehr haben, das Wenige noch weg- 
nimmt und denen gibt, die alles _haben. EN 
. Mir verlangen von der Regierungskommission,daß 

en Mittel zur re gestellt werden für die 
Erwerbslosen, die ausgesteuert sind. "ir haben z.B. in 
Dudweiler immer noch 374 Erwerbslose, von denen schon 
110 ausgesteuert sind. Eine Unterstützung der Ausge- 
steuerten durch die Gemeinden ist da natürlich nicht 
mehr möglich. | | 

| Es ist erforderlich, da? die Regierungskonnis- 
sion so schnell wie möglich hilft, denn die Not der aus- 
esteuerten Erwerbslosen schreit zum Himmel. Ich richte 
aher an den Herrn Staatsanwalt die Anfruge,was die Re- 
gierungskommission in dieser Frage zu tun gedenkt. 
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Vorsitzender: Das Wort hat Herr Abgeordneter Daub! 


Abg.Daub (KP): Meine Herren! Ich möchte nur sagen, daß die Art der 
Geschäftsführung heute morgen den Eindruck erweckt,als 
wenn die Anträge der Kommunistischen Partei nicht genü- 
gend gewürdigt würden. 


3 PwoZ 


Vorsitzender: Ich bin nach der BRROSEE app inune verpllichtet,dem 
Herrn Staatskommissar zu jeder Zeit das Wort zu geben. 


Der Herr Staatskommissar wird sich zu allen Anfragen, die 
an ihn gerichtet worden sind, äußern. Zu diesem Zwecke 
erteile ich dem Herrn Staatskomnissar das Wort! 
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Vorsitzender: Das "ort hat Herr Staatskounissar Kuchenbecker! 


Staatskommissar Kuchenbecker: Meine Herren! Ich begrüßc zunächst 
die beschleunigte Verabschiedung des Verordnungsentwurfes 
betr. Verbot der Verwendung von Nechseln im Gewerbebe- 
trieb im Umherziehen, die auch von der Arbeitskamner 
dringend gewünscht wırd. So viel mir bekannt ist, wird 
die Ausstellung von Wandergewerbescheinen von der zu- 
ständigen Stelle sehr eingehend geprüft, und es wird 
Korafättig erwogen, ob En inwieweit eine Seschränkung 
der Zahl der "andergewerbescheine eintreten kann und muß. 


‚ „Zu,der Behandlung der neiselegitimationskarte 
kann ich mich nicht äußern, da ich darüber nicht orien- 
tiert bin. 


Ich gehe jetzt, soweit es mir möglich ist, auf 
die Anfragen ein, die mir während der Sitzung gestellt 
worden sind. Da möchte ich zunächst I N ern; 
ich dringend bitten muß, die Anfragen möglichst schrift- 

ich zu formulieren und früher a er kin Teil 
der heute gestellten Anfragen ist für mich ganz neu, .in 
weiterer leil, «:s trifft dies sogar für sehr wichtig zu, 
erscheint in neuer Gestalt. Ich bin daher nicht in der 
Me PrDe erschöpfende Auskunft zu sämtlichin Anfragen 
zu geben. 

R Zur Anfrage über die Unfallversicherung kann 
ich Ihnen mitteilen, daß die Verordnung betr. die Unfall- 
versicherung endgültig verabschiedet ist und schon im 
nächsten Im Ay t veröffentlicht werden wird. 

Die Knappschaftsvorlage ist in Bearbeitung. Über 
den Stand der Sache selbst kann ich keine nähere lüttei- 
lung machen. Jedenfalls wird mit Beschleunigung daran 
gearbeitet. 
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Zu der Anfrage über den Umbau des alten Gymna- 
siums in »t.Wendel kann ich Ihnen sagen, daß noch weitere 
Verhandlungen schweben, die bis jetzt noch nicht zum Ab- 
schluß gelangt sind. 


was die kommunistische Anfrage über die Lohn- 

angelegenheitennder "isenbahner anbelangt, so muß ich 
betonen, daß ich bei dieser sehr wichtigen Frage zunächst 
eine Apründung vermißt habe. Die Kürze der zeit hat es 
mir nicht erlaubt, die notwendigen Unterlagen zu beschaf- 
ten. Auch mache ich darauf aufmerksam, daß es nicht mög- 
lich sein dürfte, in schwebende Lohnverhandlungen einzu- 
reifen. Ich werde den rt des Herm Abgeordneten 
einhard der zuständigen Stelle weiterleiten. 


ae: 


Die Anfrage über eine Staatshilfe für die Änapp- 
schaft-ist erst heute vorgetragen worden. Ich kann dazu 
heute natürlich keine Stellung nehmen, und betrachte sie 
als eine Anregung, die ich an die zuständige »telle wei- 
terleiten werde. 


Bezüglich der Anfrage betr. den Fersonalabbau 
bei der Firma ileguin in Dillingen weise ich darauf hın 
daß es, wie Sie wissen, nicht ohne weiteres möglich 1st, 
staatliche ilittel aufzuwenden, um Privatunternehuen zu 
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stützen. Soviel mir bekannt ist, hat sich jedoch die Au- 
ke Pe ee bereits ült der Frage befaßt. Die Ver- 
andlungen darüber sind bis jetzt noch nicht abgeschlossen. 


Von den Klagen über ilaßregelungen der Ausschuß- 
leute hat die eg dee m keine Kenntnis. Ich 
darf Ihnen aber bekam Poben, daß Erwägungen darüber 
schweben, eine gesetzliche Regelung des Ausschußmänner- 
Wesens in die Wege zu leiten. 


Die Anfrage des llerrn Abgeordneten lioffmann betr. 
90 Seren ie wird, soviel ich feststellen konnte, als er- 
ledigt betrachtet. 


Die Anfrage betr. Einführung der durchgehenden 
Arbeitszeit werde ich weiterleiten, da ich in der kurzen 
Zeit keine erschöpfende Auskunft bekommen konnte. 


In der Frage der Mietpreiscrhöhung, für welche 
die Herren Abgeordneten Schmelzer und Schmoll eingetreten 
sind, muß ich feststellen, daß der Umrechnungsfaktor für 
die Mieten nur bis zum Ablauf der gegenwärtigen Verordnung 

ilt. Es wurde irrtümlicherweise der l.August genannt. 

ies ist aber wieder berichtigt worden. Der Beschluß der 
Regierungskommission Merpe sich auf einen Beschluß der 
‘Wetpreisfestsetzungskommission. Bei der Neufestsetzung 
des Mietpreises können ihre Anregungen berücksichtigt 
werden; die Frage dürfte bei der Generaldebatte über die 
Wohnungsvorlage zu eingehenden Erörterungen Anlaß geben. 


Es ist dann noch die Frage gestellt worden betr. 
Erwerbslosenversicherung. Diese Fragö ist mir nicht vor 
zer Sitzung mitgeteilt worden, ich Ichne die Beantwortung 

aher ab. 
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(Zuruf des Abg.Hey(KP): Die Kegisrungskomuission hat 
noch kein Interesse an den Erwerbslosen gezeigt.) 


/orsitzender : Der Herr Staatskommissar meint, daß die Anfrage 
nicht angekündigt war. 
(Zuruf des Abg.Daub: Wir haben auch eine Meinung!) 


(Zuruf des Abg.Hey: Jedenfalls müssen diese Fragen 
der Regierungskommission bekannt sein 


ga Proz 


Staatskommissar Kuchenbecker: Es ist scinerzeit beschlossen worden, 
daß Anfragen 3 Tage vor der Sitzung anzumelden sind. 


(Zuruf des Abg,Reinhard.: Ich habe den Antrag B0- 





stellt, daß Minister Koßmann sclbst hierher kommen 
soll!) 
Vorsitzender: 
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Vorsitzender: Es liegt noch der Antrag der Deutsch-Saarländi- 
schen Volkspartei betr. Nietpreiserhöhung vor,welcher 
lautet: 


"Der landesrat wolle beschließen, die Regierungs- 
kommission wird ersucht, umgehend einen Beschluß über 
die sofortige 


Erhöhung der Zwangsmieten 


zu fassen, und zwar unabhängig von der Beratung der 
neuen "ohnungsvorlage. 


Begründung: 


Am L.Juni d.J. tritt die neug Auflwertungsverord- 
nung in Kraft. In Anbetracht der Tatsache ‚da die Ver- 
zinsung der neuen Aufwertungshypotheken bereits rück- 
wirkend ab l.Januar 1928 zu Eee len hat,tritt eine 
fühlbare NMehrbelastung eines großen Teiles des saar- 
ländischen Hausbesitzes ein, die aus den laufenden 
Neteinnahmen unmöglich bestritten werden kann,zumal 
die bisherigen Mieten ohne diese neue Belastung bereits 
durchaus unzureichend sind. N 
‚ir erwarten daher von der Hegierungskommission, 

daß sie nunmehr angesichts der neuen Lage schon unab- 
hängig von der Beratung der neuen \lohnungsvorlage un- 

ehend einen Beschluß über die sofortige Erhöhung der 
wangsmieten faßt." 
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Ich muß darauf hinweisen, daß gewünscht worden 
ist, diesen Antrag in die Kommission für Wohnungswesen 
zu verweisen. 


(Zuruf des Abg.Schmelzer: einverstanden! ) 


Dann het die Kommunistische Fraktion beantragt, 
die Vorgänge am 1.Wai in Berlin hier zur Debatte zu 
stellen. In der Fraktionsführerbesprechung hat sich 
keinerlei Zustimmung hiefür ergeben,und ich bın iniol- 

edessen nach der bisherigen Gepflogenheit nicht in, 

. der Lage, die Aussprache zuzulassen. Wir haben es bis- 
her immer so gehalten, daß solche Fragen nur erörtert 
werden konnten, wenn vorher der ganze Landesrat damit 
einverstanden war. Dies ist hier nicht der Fall. In- 
Egarsaen bin ich nicht in der lage, die Debatte zu 
erö 


ga Proz 





fnen, und schließe die Sitzung. 


(Zuruf des Abg.Daub: Wir lassen diese Schiebung 
in Zukunft nicht mehr zu. 
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